
Muster 13: 
Antrag auf Aussetzung eines Vollstreckungshaftbefehls (§ 456a Abs. 2 StPO)

Staatsanwaltschaft Saarbrücken
Zähringerstr. 12
66119 Saarbrücken

– … VRs … –

In der Strafvollstreckungssache

betr. …

wegen …

beantrage ich,

den gemäß § 456a Abs. 2 StPO erlassenen Haftbefehl für die Zeit von … bis … außer Vollzug zu setzen.

Gründe:
I.
Zwar wird überwiegend die Ansicht vertreten, dass die befristete Aussetzung eines Haftbefehls nicht statthaft sei (vgl. Meyer-Goßner StPO 54. Aufl. 2011, § 116 Rn. 2 m.w.N.); diese im Rahmen der Untersuchungshaft vorherrschende Betrachtungsweise kann indes nicht auf den nach § 456a Abs. 2 StPO erlassenen Vollstreckungshaftbefehl übertragen werden. Der Vollstreckungshaftbefehl dient nämlich allein dem Zweck, die im Falle der Wiedereinreise gebotene Vollstreckung der Reststrafe sicherzustellen; steht jedoch bereits vor Wiedereinreise fest, dass die Fortsetzung der Vollstreckung ermessensfehlerhaft wäre, d.h. der Anordnung § 456a Abs. 2 Satz 1 StPO entgegensteht, kann der Zweck des Vollstreckungshaftbefehls nicht erreicht werden, weshalb er schon aus Verhältnismäßigkeitsgründen – zeitweise – außer Vollzug zu setzen ist. Jede andere Betrachtungsweise widerspräche der Intention des Gesetzgebers, wonach der Vollstreckungshaftbefehl lediglich die Fortsetzung der erforderlichen Vollstreckung sichern soll.

II.
Der zulässige Antrag ist auch begründet.

Mein Mandant führt nämlich derzeit beim Landgericht Saarbrücken einen Zivilprozess. Er klagt auf Zahlung rückständiger Provisionsansprüche in Höhe von 35.000 €. Eine Kopie der Klageschrift und der schriftlichen Ladung des LG Saarbrücken füge ich als Anlage bei.

Das Landgericht Saarbrücken hat Termin zur mündlichen Verhandlung bestimmt auf den (Datum) und zu diesem Termin das persönliche Erscheinen meines Mandanten angeordnet.

Wenn mein Mandant den Gerichtstermin nicht wahrnehmen kann, drohen ihm Nachteile in der Prozessführung, die möglicherweise sogar zur Abweisung der Klage führen können. Somit liegen zwingende Gründe vor, die die Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern. Die Versagung der Erlaubnis würde angesichts der geschilderten Situation auch eine unbillige Härte bedeuten. Die berechtigten Interessen meines Mandanten rechtfertigen daher die beantragte Entscheidung.

Rechtsanwalt
(c) C.F. Müller, Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
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